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Die Gemeinde Ostseebad Insel Poel nimmt die nebenstehenden Ausführungen 
zur Kenntnis.  
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu.  
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Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu.  
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu.  
 
 
 
Der Hinweis auf die Programmsätze 3.3 (1) RREP WM und 3.3 (2) RREP WM 
wird zur Kenntnis genommen. Die vorliegende Planung entsprich den Pro-
grammsätzen, da die Wohnfunktion gestärkt wird. 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass den Programmsätzen 4.1 (5) LEP M-
V und 4.1 (2) RREP WM entsprochen wird. 
 
Es werden mit der Planung keine landwirtschaftlichen Flächen beansprucht. 
Der Tourismus soll in anderen Ortslagen der Gemeinde konzentriert werden. 
Malchow soll ein Ort zum Wohnen bleiben. 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Vorhaben mit den Zielen und 
Grundsätzen der Raumordnung und Landesplanung vereinbar ist. 
 
 
Der abschließende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu. 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zum Entwicklungsge-
bot zur Kenntnis und stimmt diesen zu. 
 
 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Ausführungen zur Kenntnis und 
stimmt diesen zu. 
 
 
Der Hinweis auf das Parallelverfahren wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Die allgemeinen Hinweise auf das Parallelverfahren werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
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Die Gemeinde Ostseebad Insel Poel hat 05.09.2022 die Aufstellung der 6. Än-
derung des Flächennutzungsplanes beschlossen. Aktuell (10.05.2023) befindet 
sich der Vorentwurf in der Erarbeitung. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde geht zum jetzigen 
Zeitpinkt davon aus, dass zum Zeitpunkt der Einreichung des Bebauungspla-
nes Nr. 43 zur Genehmigung mindestens der Vorentwurf der 6. Änderung des 
Flächennutzungsplanes dem LK NWM im Rahmen der Behördenbeteiligung 
vorlag. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Zu 1.1 und 1.2 
Die Gemeinde folgt dem Hinweis und streicht „allgemein“ vor unzulässig. Der 
Begriff allgemein diente zur besonderen Betonung der Unzulässigkeit. Inwie-
fern dies nicht zweifelsfrei zu verstehen ist, erschließt sich der Gemeinde zwar 
nicht, da der Begriff „allgemein“ jedoch in der BauNVO nicht im Zusammenhang 
mit „unzulässig“ verwendet wird, folgt die Gemeinde dem Hinweis des Land-
kreises. 
 
Der Verweis auf den Geltungsbereich 2 wird ergänzt. Es besteht kein Wider-
spruch zwischen der Festsetzung als WA und der Festsetzung zum erweiterten 
Bestandsschutz. Bei dem landwirtschaftlichen Betrieb handelt es sich um einen 
sogenannten Fremdkörper in einem ansonsten faktischen Allgemeinen Wohn-
gebiet. Mit der Festsetzung zum erweiterten Bestandsschutz kann hier einer-
seits den privaten Belangen des Eigentümers, der den Betrieb fortführen kann, 
gerecht werden und andererseits den öffentlichen Belangen einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung entsprochen werden, indem ein Gebiet, dass ins-
gesamt den Charakter eines WA hat auch als solches festgeschrieben wird. 
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Zu 1.4 
Die Gemeinde nimmt die Ausführungen zu § 22 „Sicherung von Gebieten mit 
Fremdenverkehrsfunktion“ BauGB zur Kenntnis. Die Gemeinde stimmt darin 
überein, dass mit dem § 22 BauGB ein anderer Zweck verfolgt wird, als die 
Gemeinde im vorliegenden Fall. § 22 zielt auf Gebiete mit Fremdenverkehrs-
funktion ab, während der vorliegende Bebauungsplan gerade die Fremdenver-
kehrsfunktion für Malchow ausschließen will. 
Das gemeindliche Ziel, Zweitwohnungen bzw. Nebenwohnungen auszuschlie-
ßen, wird die Gemeinde durch eine andere Festsetzung erreichen: „Nebenwoh-
nungen i. S. d. § 16 Abs. 3 des Meldegesetz für das Land Mecklenburg-Vor-
pommern (LMG) sind gemäß § 1 Abs. 9 i. V. m. Abs. 5 BauNVO in allen Bau-
gebieten unzulässig.“ 
Gemäß dem Urteil des OVG Lüneburg vom 18.09.2014 (1 KN 123/12) bietet 
§ 11 Abs. 2 BauNVO die Grundlage für einen Ausschluss von Zweitwohnungen 
mit Verweis auf das Landesmeldegesetz. Die im Urteil behandelte Fallkonstel-
lation betraf ein Sonstiges Sondergebiet, bei denen besondere Festsetzungen 
in der Art der baulichen Nutzung gemäß § 1 Abs. 3 Satz 3 BauNVO nach § 11 
getroffen werden können. Für das hier vorliegenden Allgemeine Wohngebiet 
bzw. Dörfliche Wohngebiet bietet § 1 Abs. 9 i. V. m. Abs. 5 BauNVO konse-
quenterweise die Rechtsgrundlage für eine derartige besondere Festsetzung. 
 
Zu IV. Begründung 
Die Begründung zu einem Bebauungsplan dient der Erläuterung der städtebau-
lichen Gründe, die die Gemeinde veranlasst hat, den Bebauungsplan mit den 
in ihm enthaltenen Festsetzungen aufzustellen. Es handelt sich also um ein 
Dokument, das städtebauliche Inhalte umfasst und nicht um eine juristische 
Abhandlung. Die Begründung dient auch der Erläuterung des Bebauungspla-
nes für interessierte Bürger, die nicht über umfassende Kenntnisse im Baupla-
nungsrecht besitzen und sollte daher auch allgemein verständlich sein und 
nicht mit Fachvokabular überfrachtet werden. 
Im Übrigen bezieht sich das genannte Urteil darauf, dass es keine Umwidmung 
des planungsrechtlichen Außenbereiches (§ 35 BauGB) durch einen Verwal-
tungsakt in den planungsrechtlichen Innenbereich (§ 34 BauGB) geben kann. 
Dies könne nur nach Maßgaben des BauGB erfolgen bzw. bewertet werden. 
Daraus zu interpretieren, der Begriff Umwidmung könne in einer städtebauli-
chen Begründung nicht verwendet werden, scheint unangemessen. 
 
Untere Naturschutzbehörde 
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass naturschutzrechtliche Belange nicht 
berührt werden.  
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1. Landwirtschaft/EU-Förderangelegenheiten 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine weiteren Bedenken und Anregun-
gen geäußert werden. 
 
2. Integrierte ländliche Entwicklung 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass sich das Plangebiet in einem Verfahren 
zur Neuregelung der Eigentumsverhältnisse befindet, jedoch keine Bedenken 
und Anregungen geäußert werden. 
 
 
3. Naturschutz, Wasser und Boden 
 
Zu 3.1 Naturschutz 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Belange des StALU nicht betroffen 
sind. Die untere Naturschutzbehörde des Landkreises NWM wurde ebenfalls 
beteiligt. 
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Zu 3.2 Wasser 
Die Gemeinde nimmt die Hinweise auf das Küstenschutzgebiet und das Be-
messungshochwasser zur Kenntnis. Das Plangebiet befindet sich nicht in ei-
nem Küstenschutzgebiet. 
 
 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das StALU die für den Küstenschutz 
örtlich zuständige untere Wasserbehörde ist. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Belange des Küstenschutzes nicht 
betroffen sind. 
 
 
Der nebenstehende Hinweis wird in den einf. Bebauungsplan Nr. 43 übernom-
men. 
 
Die Gemeinde nimmt den Hinweis zur hochwasserangepassten Bauweise zur 
Kenntnis und beachtet diesen. Die zur Ostsee nächstgelegenen Flurstücke in-
nerhalb der Geltungsbereiche der Planung werden mit dem Planzeichen für 
Umgrenzungen von Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkeh-
rungen gegen äußere Einwirkungen oder bei deren besondere bauliche Siche-
rungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderliche sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 1 
und Abs. 6 BauGB) versehen. 
Die Gemeinde verzichtet auf die Festsetzung von Grünflächen auf den privaten 
Grundstücken. Da mit dem einfachen Bebauungsplan kein Baurecht geschaf-
fen wird, ist bei faktischen Außenbereichsflächen (§ 35 BauGB) ein verbleib der 
Grünflächen als solche höchstwahrscheinlich. 
 
Der Hinweis auf die Hochwassergefahren- und Risikokarten wird zur Kenntnis 
genommen. 
 
Zu 3.3 Boden 
Der Hinweis auf das Altlasten- und Bodenschutzkataster wird zur Kenntnis ge-
nommen. Das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie wurde eben-
falls als Träger öffentlicher Belange beteiligt. 
 
Der nebenstehende Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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4. Immissions- und Klimaschutz, Abfall und Kreislaufwirtschaft  
Die Gemeinde nimmt zur Kenntnis, dass sich keine nach BImSchG genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen in der immissionsschutzrelevanten Umgebung des 
Plangebietes befinden. 
Im Rahmen der Bestandsaufnahme zu dem Bebauungsplan Nr. 43 fanden 
Ortsbegehungen statt. Erhebliche Belastungen durch Immissionen wurden 
nicht festgestellt. Die untere Immissionsschutzbehörde des LK NWM wurde 
ebenfalls beteiligt.  
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Landesamt für Umwelt, Naturschutz 
und Geologie M-V keine Stellungnahme abgibt. 
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Der Bauausschuss der Gemeinde Ostseebad Insel Poel hat am 28.09.2023 
darüber beraten Teilbereiche des Geltungsbereiches des einfachen Bebau-
ungsplanes Nr. 43 als qualifizierte Geltungsbereiche weiterzuführen. Die Ge-
meinde steht den Bestrebungen in der Ortslage Malchow durch Nachverdich-
tung zusätzlichen Wohnraum zu schaffen grundsätzlich positiv gegenüber. Al-
lerdings sieht die Gemeinde auch den planerischen Mehraufwand, der mit ei-
nem qualifizierten Bebauungsplan einhergeht und der somit zu einer zeitlichen 
Verzögerung im Aufstellungsverfahren des Bebauungsplanes Nr. 43 führen 
wird. Da die Gemeinde jedoch im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan 
Nr. 43 eine Veränderungssperre erlassen hat, ist sie bestrebt, alle zeitliche Ver-
zögerungen zu unterbinden, die dazu führen könnten, dass die Planung nicht 
vor Ablauf der Laufzeit der Veränderungssperre beendet werden kann. 
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Der Bauausschuss der Gemeinde Ostseebad Insel Poel hat am 28.09.2023 
darüber beraten Teilbereiche des Geltungsbereiches des einfachen Bebau-
ungsplanes Nr. 43 als qualifizierte Geltungsbereiche weiterzuführen. Die Ge-
meinde steht den Bestrebungen in der Ortslage Malchow durch Nachverdich-
tung zusätzlichen Wohnraum zu schaffen grundsätzlich positiv gegenüber. Al-
lerdings sieht die Gemeinde auch den planerischen Mehraufwand, der mit ei-
nem qualifizierten Bebauungsplan einhergeht und der somit zu einer zeitlichen 
Verzögerung im Aufstellungsverfahren des Bebauungsplanes Nr. 43 führen 
wird. Da die Gemeinde jedoch im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan 
Nr. 43 eine Veränderungssperre erlassen hat, ist sie bestrebt, alle zeitliche Ver-
zögerungen zu unterbinden, die dazu führen könnten, dass die Planung nicht 
vor Ablauf der Laufzeit der Veränderungssperre beendet werden kann. 
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Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Schilderungen zur Kenntnis. 
 
Eine Korrektur des Planes zur Bestandserhebung sowie der betreffenden Stelle 
in der Begründung wird vorgenommen. Gleichzeitig weist die Gemeinde jedoch 
darauf hin, dass die Nachweispflicht über die Nutzungsaufnahme, der eine ma-
terielle Legalität zu Grunde liegen soll, bei den jeweiligen Eigentümern liegt. 
Demzufolge kann die Bestandsaufnahme nur ein Hinweis auf die Nutzungen 
mit materiellem Bestandsschutz geben und nicht als abschließend und verbind-
liche betrachtet werden. Im jeweiligen Einzelfall ist durch den Eigentümer der 
Anspruch auf materiellen Bestandsschutz nachzuweisen. 
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Die Gemeinde bestätigt, dass seit dem 01.04.2022 eine Veränderungssperre 
für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 43 besteht. 
Die Gemeinde stellt klar, dass im Rahmen der Bestanderhebungen die tatsäch-
lichen Nutzungen aufgenommen wurden. Dies entspricht jedoch keiner ver-
bindlichen Festlegung, sondern hat lediglich deklaratorischen Chrakter. 
Ausgehend von den nebenstehenden Darstellungen kann vermutlich von ei-
nem materiellen Bestandsschutz für eine untergeordnete Ferienwohnung aus-
gegangen werden. Die Bestandserhebung wird dahingehend angepasst. 
Gleichzeitig weist die Gemeinde jedoch darauf hin, dass die Nachweispflicht 
über die Nutzungsaufnahme, der eine materielle Legalität zu Grunde liegen 
soll, bei den jeweiligen Eigentümern liegt. Demzufolge kann die Bestandsauf-
nahme nur ein Hinweis auf die Nutzungen mit materiellem Bestandsschutz ge-
ben und nicht als abschließend und verbindliche betrachtet werden. Im jeweili-
gen Einzelfall ist durch den Eigentümer der Anspruch auf materiellen Bestands-
schutz nachzuweisen. 
Sollte ein Bestandsschutz bestehen, kann die Ferienwohnung weiter betrieben 
werden. Wenn jedoch kein Bestandsschutz besteht, sind die Festsetzungen 
des Bebauungsplanes Nr. 43 (sobald dieser rechtskräftig ist) einzuhalten und 
Ferienwohnungen somit unzulässig. 
Die Bebaubarkeit des betreffenden Flurstücks richtet sich nach § 34 BauGB 
und ist durch die zuständige Genehmigungsbehörde (Landkreis Nordwest-
mecklenburg) zu beurteilen. Für neue Vorhaben sind ab Rechtskraft des Be-
bauungsplanes Nr. 43 dessen Festsetzungen einzuhalten. 
  



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger                                      Zwischenabwägung der Gemeinde Ostseebad Insel Poel 

 17 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde nimmt die nebenstehenden Schilderungen zur Kenntnis. 
Zunächst möchte die Gemeinde darauf hinweisen, dass eine Objektbeschrei-
bung zu einer Immobilie nicht zwangsläufig deckungsgleich mit der baurechtli-
chen Genehmigungslage sein muss. Ausgehend von den nebenstehenden 
Darstellungen kann vermutlich von einem materiellen Bestandsschutz für eine 
untergeordnete Ferienwohnung ausgegangen werden. Die Bestandserhebung 
wird dahingehend angepasst. Gleichzeitig weist die Gemeinde jedoch darauf 
hin, dass die Nachweispflicht über die Nutzungsaufnahme, der eine materielle 
Legalität zu Grunde liegen soll, bei den jeweiligen Eigentümern liegt. Demzu-
folge kann die Bestandsaufnahme nur ein Hinweis auf die Nutzungen mit ma-
teriellem Bestandsschutz geben und nicht als abschließend und verbindliche 
betrachtet werden. Im jeweiligen Einzelfall ist durch den Eigentümer der An-
spruch auf materiellen Bestandsschutz nachzuweisen. 
Die Bezeichnung des betreffenden Flurstücks als „unbebaut, Hausgarten“ ent-
spricht den tatsächlichen Verhältnissen und wird daher beibehalten. Die Ge-
meinde weist darauf hin, dass die Bestanderhebung einen deklaratorischen 
Charakter hat und keine rechtsverbindlichen Festlegungen trifft. Die Bebaubar-
keit des betreffenden Flurstücks richtet sich nach den Maßgaben des § 34 
BauGB. 


